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Zusammenfassung

Gerade von bäuerlicher Seite wird wiederholt eine Erhöhung 
der Flächenmobilität gefordert. In diesem Beitrag wird dar-

gestellt, dass eine höhere Flächenmobilität nur bei schlechteren 
agrarpolitischen Rahmenbedingungen für die Landwirtschaft 
realisiert werden kann. Dabei ist es für die Höhe der Flächen-
mobilität nicht entscheidend, ob sich dieser Prozess über einen 
Preisabbau oder eine Senkung der Direktzahlungen vollzieht. 
Möglich ist allerdings, die Erhöhung der Flächenmobilität 
dadurch zu erreichen, dass die Rahmenbedingungen nur für 
potenzielle Hofnachfolgende verschlechtert werden.

Während es in der agrarpoli-
tischen Debatte üblicherweise 
mindestens ebenso viele Mei-
nungen wie Mitwirkende gibt, 
herrscht zum Thema Flächen-
mobilität ein bemerkenswerter 
Konsens. Alle Beteiligten spre-
chen sich unisono für eine hohe 
Flächenmobilität aus. So lassen 
die Schweizerischen Milchpro-
duzenten (2005) verlauten: «Zur 
Erhaltung der Wettbewerbsfähig-
keit und der Wirtschaftlichkeit 

der auf die Produktion ausgerich-
teten Betriebe ist die Flächenmo-
bilität deutlich zu verbessern». 
Aus dem Kanton Nidwalden pro-
klamiert Baumgartner (2005): 
«Im Hinblick auf die kommen-
den Herausforderungen ist eine 
Erhöhung der Flächenmobilität 
notwendig um den zukunftsfähi-
gen Betrieben mehr Handlungs-
spielraum zu geben». Und der 
Schweizerische Bauernverband 
(2008) spricht davon, die «Pro-

blematik der ungenügenden Flä-
chenmobilität [sei] in der Talzone 
besonders akzentuiert».

Mit anderen Worten: Die Bran-
che und die Verwaltung weiss, 
dass die Flächenmobilität hö-
her sein sollte, als sie derzeit 
ist. Dies deutet auf ein struk-
turelles Problem hin, dem sei-
tens der Wissenschaft vielleicht 
in der Vergangenheit zu wenig 
Aufmerksamkeit zugekommen 
ist. Dieser Beitrag soll zu einem 
verbesserten Problemverständnis 
beitragen. Hierzu wird zunächst 
eine saubere Definition der Flä-
chenmobilität angestrebt und ge-
prüft, welche Vorteile eine Erhö-
hung der Flächenmobilität hätte. 
Dann wird aus der Literatur ab-
geleitet, welche Faktoren die 
Flächenmobilität beeinflussen. 
Diese Frage wird zunächst empi-
risch, dann theoretisch aus wirt-
schaftswissenschaftlicher Sicht 
beantwortet. Der Artikel schliesst 
mit agrarpolitischen Schlussfol-
gerungen.

Definition  
der Flächenmobilität
Flächen sind nicht im wörtli-
chen Sinne mobil. Was jedoch 
im übertragenden Sinne mobil 
sein kann, ist die Nutzungswei-
se der Flächen, die Bewirtschaf-
tenden der Flächen oder auch 
Eigentümerin respektive Eigen-
tümer der Flächen. Dies erlaubt 
also unterschiedliche sinnvolle 
Definitionen der Flächenmobi-
lität. Doch interessiert in der ag-
rarpolitischen Diskussion kaum, 
welche Flächen von der Gemü-
seproduktion zum Rebbau oder 
vom Ackerland zum Weideland 

Abb. 1. Sarganser-
land: Eine typische 
kleinräumige Agrar-
struktur.
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wechseln, sondern fast nur, in 
welchen Abständen die Bewirt-
schaftenden der Flächen wech-
seln. Im agrarpolitischen Dis-
kurs gilt Flächenmobilität somit 
in erster Linie als Beschreibung 
für die Geschwindigkeit, mit der 
die Bewirtschaftenden landwirt-
schaftlicher Flächen wechseln.

Von Meier (2006) liegt eine sehr 
hilfreiche deskriptive Analyse 
zur Höhe der Flächenmobili-
tät nach dieser Definition vor. 
Er stellt dar, dass jährlich knapp 
sechs Prozent der landwirtschaft-
lichen Nutzfläche die Eigentüme-
rin oder den Eigentümer, Bewirt-
schaftende oder beides wechseln. 
Geht man von einem Anteil jähr-
lich aufgegebener Betriebe von 
knapp drei Prozent aus, kann man 
also davon ausgehen, dass knapp 
die Hälfte der transferierten Flä-
chen im Zuge von Betriebsauf-
gaben weitergegeben werden, gut 
die Hälfte hingegen zwischen ak-
tiven Betrieben transferiert wer-
den. Zwei Drittel dieser Flächen 
wechseln nur die Bewirtschaften-
den, ein Drittel auch die Eigentü-
merin oder den Eigentümer.

Gründe für und gegen 
Flächenmobilität
Aus wirtschaftstheoretischer 
Sicht kann nachvollzogen wer-
den, dass eine hohe Flächen-
mobilität gefordert wird. Schon 
seit langem (Mises 1930) soll 
ein freier Bodenmarkt nach der 
Logik der Gewinnmaximierung 
dazu führen, dass die Flächen 
von der besten Wirtin oder dem 
besten Wirt bewirtschaftet wer-
den (Fleischhauer 1999; Koes-
ter 2003). In einer dynamischen 

Volkswirtschaft jedoch ist wahr-
scheinlich, dass sich die Vorzüg-
lichkeit häufiger ändert, sodass 
nur bei regelmässigem Austausch 
gewährleistet ist, dass tatsächlich 
die oder der Beste auf den Flä-
chen wirtschaftet. Darüber hin-
aus wurde gerade für die Schwei-
zer Landwirtschaft wiederholt 
gezeigt, dass grössere Betriebe 
aus der Perspektive der Produk-
tivität die Flächen meist besser 
bewirtschaften als Kleinbetriebe 
(Lips 2006; Mann 2007; Rossier 
und Wyss 2007). Dies würde be-
deuten, dass eine hohe Flächen-
mobilität hin zur besten Wirtin 
oder dem besten Wirt verknüpft 
wäre mit der Aufgabe zahlreicher 
kleiner Betriebe und dem forcier-
ten Wachstum einiger Grossbe-
triebe.

Eine derart verstandene Flächen-
mobilität hätte also das Poten-
zial einer Rationalisierung der 
landwirtschaftlichen Produkti-
on. Doch während man die kla-
re Schlussfolgerung ziehen kann, 
dass eine höhere Flächenmobi-
lität ökonomisch effizient wäre, 
bleibt die Frage offen, welche so-
zialen und ökologischen Konse-
quenzen sie hätte. Erstens muss 
gefragt werden, was die Leiten-
den kleiner Betriebe tun, wenn 
sie durch ihre Arbeit keinen aus-
reichenden Unterhalt mehr erzie-
len können und ihr Ausscheiden 
so nicht mehr im Zug des Gene-
rationenwechsels erfolgen kann. 
Zweitens gibt es mittlerweile eine 
beachtliche Sammlung an Litera-
tur, die negative soziale Externa-
litäten eines Wandels hin zu Ag-
rar-Grossbetrieben konstatiert 
(Goldschmidt 1946; Honeyman 

1996; Keeney und Lemp 2003; 
Mann 2004), und drittens gibt es 
auch Anzeichen für schädliche 
ökologische Auswirkungen der 
Verschiebung hin zu Grossbe-
trieben (Mann 2005). Wenn ein 
forcierter Strukturwandel im Ver-
dacht steht, ökologische Degra-
dierung, Abwanderung, Armut 
und Arbeitslosigkeit im ländli-
chen Raum zu verstärken, dann 
muss geprüft werden, ob sol-
che Effekte durch ausreichend 
gesunde Strukturen im ländli-
chen Raum abgefedert werden 
können.

Empirische Einflussfaktoren
der Flächenmobilität
Die Beobachtungen im Umfeld 
der Flächenmobilität beziehen 
sich selten auf den Handel von 
Flächen zwischen wirtschaften-
den Betrieben, sondern fast im-
mer auf die Aufgabe landwirt-
schaftlicher Betriebe und damit, 
wie oben gezeigt, auf nur eine 
Hälfte der Flächenmobilität. Die 
andere Hälfte der Flächenmobili-
tät besteht zum Teil im Flächen-
tausch zwischen Betrieben, zum 
Teil in Verschiebungen innerhalb 
der Grössenstruktur. Bislang gibt 
es jedoch keine Anzeichen dafür, 
dass diese Verschiebungen ent-
scheidend für die Wettbewerbs-
fähigkeit des Agrarsektors sind, 
sodass es gute Gründe gibt, sich 
auf die Flächenbewegungen im 
Zuge von Betriebsaufgaben zu 
konzentrieren.

Alle Studien zu den Einfluss-
faktoren des Strukturwandels 
belegen, dass alle staatlichen 
Eingriffe zugunsten der Land-
wirtschaft den Strukturwandel 
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bremsen (Hofreither und Weiss 
1993; Schmitt und Andermann 
1996a,b; Baur 1999; Hofer 2002; 
Mann 2003; Weiss 2007). Dies 
bezieht sich sowohl auf Preis-
stützungen als auch auf Direkt-
zahlungen. Unter unvorteilhaften 
Bedingungen wird der Betrieb 
eher aufgegeben als bei grosszü-
gigen Hilfeleistungen des Staa-
tes. Ein Vergleich mit einem an-
deren Sektor (Mann und Mante 
2004) ergab dabei, dass für Land-
wirte die Signalwirkung einfa-
cher Indikatoren (wie z.B. Agrar-
preise) bei der Entscheidung über 
die Betriebsaufgabe vergleichs-
weise wichtig sind, das tatsäch-
liche Einkommen hingegen ver-
gleichsweise unwichtig ist.

Angesichts der laufenden Ablö-
sung von Marktstützungsmass-
nahmen durch Direktzahlungen 
in der Schweizer Agrarpolitik 
drängt sich natürlich der Ver-
gleich zwischen der struktur-
konservierenden Wirkung von 
Direktzahlungen und der Preis-
stützung auf. Diese Frage kann 
jedoch kaum objektiv beant-
wortet werden, da nicht klar ist, 
womit die Wirkung von einem 
Franken Direktzahlungen ver-
glichen werden kann. Es wäre 
irreführend, ihn mit einem Fran-
ken staatlicher Ausgaben für die 
Preisstützung zu vergleichen (da 
die Preisstützung die Konsumen-
ten ungleich stärker tangiert als 
Direktzahlungen) und absurd, 
ihn mit einem Indexpunkt der 
Preisindizes zu vergleichen. Bes-
tenfalls kann die Güte der ge-
schätzten Koeffizienten (durch 
Vergleich mit der Standardab-
weichung und damit der Höhe 
des t-Wertes) verglichen wer-
den. Der Vergleich der t-Werte 
erlaubt zumindest eine Aussage 
über die Eindeutigkeit der Aus-
wirkung.

Ohnehin gibt es nur eine Studie 
zum Strukturwandel, die sowohl 
Direktzahlungen als auch Preis-
stützung als unabhängige Varia-
ble verwendet und diesen Effekt 

quantifiziert. Rösti (1997) erklärt 
die prozentuale Veränderung der 
Betriebszahl in 396 Berner Ge-
meinden mit insgesamt sechs un-
abhängigen Variablen. Dabei er-
langt die Preisveränderung einen 
t-Wert von 1,68, der Betriebsbei-
trag von 5,56 und der Flächenbei-
trag von 1,92. Während nahelie-
gend ist, dass ein Betriebsbeitrag 
einen starken Anreiz zur Auf-
rechterhaltung eines landwirt-
schaftlichen Betriebes darstellt, 
zeigen diese Ergebnisse auch, 
dass zwischen der Wirkung flä-
chengebundener Direktzahlun-
gen und Preisstützungen keine 
grossen Unterschiede liegen.

Erklärung des Einflusses 
auf die Flächenmobilität
In einer ausführlichen Literaturü-
bersicht analysieren Latruffe und 
Le Mouël (2006) den Einfluss 
von Direktzahlungen und anderen 
Stützungsmassnahmen auf den 
Bodenmarkt, wobei der Schwer-
punkt auf der theoretischen Seite 
gelegt wird. Die Autoren zeigen 
zwar im Detail auf, wie Stüt-
zungsmassnahmen den Boden-
preis in die Höhe treiben. Durch 
einfache, neoklassische Analyse 
ist ihnen jedoch nicht möglich zu 
zeigen, dass bei einer hohen Stüt-
zung weniger Flächen gehandelt 
werden, die Flächenmobilität also 
geringer ist. Ein hoher Flächen-
beitrag etwa erhöht die Rentabi-
lität der Flächenbewirtschaftung 
für alle Beteiligten und schafft 
damit keine zusätzlichen (posi-
tive oder negative) Anreize, die 
Flächen auszutauschen.

Ein Ausweg aus diesem Erklä-
rungsnotstand bietet nur der Ein-
bezug des Berufswahlprozesses 
potenzieller Hofnachfolgenden 
in die Analyse. Hierfür sollen 
an dieser Stelle Anleihen von ei-
nem Modell zur Berufswahl ge-
nommen werden, das durch Ro-
sen (1986) entwickelt wurde. 
Dabei wird angenommen, dass 
zwischen zwei Berufsmöglich-
keiten eine Nutzenabwägung zu 
treffen ist.

uia=wia+nia		     (1)

uib=wib+nib		     (2)

Der landwirtschaftliche Be-
ruf a (gleichgesetzt mit der 
Betriebsübernahme) und der 
nichtlandwirtschaftliche Be-
ruf b haben jeweils zwei Nut-
zenkomponenten, eine mone-
täre (w) in Form des erzielten 
Einkommens und eine nicht-
monetäre (n), wie etwa für die 
Landwirtschaft durch Bah-
ner (1995) beschrieben. Es ist 
plausibel anzunehmen, dass 
sich das Problem der Ent-
scheidung zwischen landwirt-
schaftlichem und nichtland-
wirtschaftlichem Beruf nur 
für eine begrenzte Personen-
gruppe M stellt, die hier die 
Kinder von Bauernfamilien 
sein soll.

Die entscheidenden Fakto-
ren sind nun die Nutzendif-
ferenzen zwischen den Ent-
scheidungen in monetärer wie 
in nichtmonetärer Hinsicht, 
also

∆wie= wiae - wibe	    ( 3 )

und ∆nie= niae - nibe,	  (4)

sodass sich die folgende ge-
samte Nutzendifferenz er-
gibt:

∆uie= ∆wie + ∆nie	   (5)

Schulabgängerinnen und -gän-
ger werden sich nur für einen 
Einstieg in die Landwirtschaft 
(D=1) entscheiden, wenn dies 
ihren erwarteten Nutzen ma-
ximiert. Anderenfalls wählen 
sie die nichtlandwirtschaftli-
che Beschäftigung D=0. Bei 
gegebener Grösse von M und 
bei der Annahme eines nor-
malverteilten Nutzendifferenti-
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als ergibt sich der Anteil von M, 
der mit D=1 eine landwirtschaft-
liche Laufbahn wählt, als

M1
s= ∫

∞

0

g(∆uie)du=1-G(0)	  (6)

Der Teil, der sich gegen die 
Hofübernahme entschei-
det, für den also ∆uie<0, ist

M0
s= ∫

∞−

0

g(∆uie)du=G(0) (7)

Dieses Ergebnis wird durch Ab-
bildung 2 illustriert. Gleichung 
(6), welche die Entscheidun-
gen für die Hofübernahme dar-
stellt, findet sich auf der rechten 
Seite wieder, Gleichung (7) auf 
der linken. Der Anteil s von M, 
der sich in der Landwirtschaft 
engagiert, ergibt sich schliess-
lich durch 

s=M1
s/M.		    (8)

Um nun vom Berufswahl-Prozess 
klare Schlussfolgerungen für die 
Flächenmobilität abzuleiten, hilft 
die Annahme, dass jede Neuein-
steigerin beziehungsweise  jeder 
Neueinsteigende für eine fixe Pe-
riode von t Jahren bis zum Ruhe-
stand den Betrieb bewirtschaftet. 
Auf diese Weise kann die Anzahl 
der Betriebe in einer Region als

 F=∑
=

t

j 1

 (sj*Mj),		    (9)

hergeleitet werden, wobei j=1 das 
vergangene Jahr, j=t das Jahr des 
Ruhestands und damit Ausstiegs 
beschreibt. Die Rate des Struk-
turwandels in der Landwirtschaft 
wird durch den Wechsel in der 
Anzahl landwirtschaftlicher Be-
triebe ∆F/F beschrieben. Diese 
ergibt sich durch

∆F/F=(s0*M0 – st*Mt)/    sj * Mj,	
(10)

Abb. 2. Verteilung 
von Hofübernahme-
Entscheidungen.

wobei j=0 das laufende Jahr be-
schreibt. 

Neben M, der Anzahl potenziel-
ler Hofnachfolgenden, bezeich-
net dies mit s einen zentralen 
Einflussfaktor der Flächenmo-
bilität: Den Anteil potenzieller 
Hofnachfolgenden, der sich tat-
sächlich für die Übernahme des 
Betriebs entscheidet. Daher lohnt 
sich eine Spezifikation von Glei-
chung (10) durch Einsetzen der 
Gleichungen (8) und (6).

∆F/F= (    g(∆uie0)du/    g (∆uiet)

du)/       sj * Mj		  (11)

Abbildung 3 beschreibt nun die 
Rate des Strukturwandels als 
eine Funktion des erwarteten 
Nutzendifferenzials E(∆uie) im 
Jahr j=0. Die minimale Flächen-
mobilität ist dabei am Punkt A 
gegeben, am Punkt also, an dem 
jeder Betrieb übernommen wird, 
aber kein Betrieb aufgeteilt wer-
den muss. Für die Situation in 
der Schweizer Landwirtschaft 
ist dagegen Punkt B relevanter. 
An diesem Punkt werden nicht 
mehr alle Betriebe übernommen, 
sodass gewisse Flächen für an-
dere Bewirtschaftende zur Ver-
fügung stehen. Allerdings bewir-
ken landwirtschaftsfreundliche 
Massnahmen wie eine Erhö-
hung der Direktzahlungen oder 
Preisstützungen unmittelbar eine 

∑
=

t

j

Mjsj
1

*

Verschiebung des Nutzenkal-
küls und damit eine Verschie-
bung auf Punkt B’. Andererseits 
wird die Flächenmobilität auch 
dann erhöht, wenn zahlreiche 
neue Betriebe gegründet, bezie-
hungsweise Betriebe geteilt wer-
den, da innerhalb der Landwirt-
schaft mehr Geld erwirtschaftet 
wird als ausserhalb der Land-
wirtschaft. In diesem Fall, der 
für bestimmte Entwicklungs-
länder oder das Mittelalter ty-
pisch ist, wird Punkt C erreicht, 
und die Durchschnittsgrösse der 
Betriebe nimmt ab. Dies ist je-
doch nicht das, was in der aktuel-
len Schweizer Situation mit Flä-
chenmobilität gemeint ist.

Die Flächenmobilität ist somit 
abhängig von dem erwarteten 
Nutzen von der Landwirtschaft 
im Vergleich zum erwarteten 
Nutzen von anderen Beschäfti-
gungen. Hier bestätigt sich die 
empirische Erkenntnis, dass für 
die Flächenmobilität nicht ent-
scheidend ist, ob der Nutzen der 
landwirtschaftlichen Tätigkeit 
über Direktzahlungen oder Mass-
nahmen der Preisstützung stimu-
liert wird. Entscheidend ist, dass 
die (erwartete) Attraktivität der 
Landwirtschaft negativ mit der 
Flächenmobilität korreliert.

Am Scheideweg der 
sozialen Gerechtigkeit 
Eine Erhöhung der Flächenmo-
bilität im gewünschten Sinne ist 

∑
=

t

j

Mjsj
1

*

∫
∞

0
∫
∞

0
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dann möglich, wenn der erwar-
tete Nutzen von Neueinsteigen-
den in die Branche sinkt. Dies 
bedeutet, dass zwei unterschied-
liche agrarpolitische Wege ein-
geschlagen werden können, die 
zu einer höheren Flächenmobi-
lität führen.

Ein Weg ist, die Bedingungen für 
alle Landwirtinnen und Landwir-
te gleichermassen zu verschlech-
tern, sei es sukzessive, sei es in 
einem grossen Schritt. Es spielt 
keine bedeutende Rolle, ob dies 
über einen Abbau des Aussen-
schutzes oder über eine Kürzung 

der Direktzahlungen geschieht. 
Entscheidend ist, dass ausrei-
chend viele Betriebe aufgeben 
und so zusätzliche Flächen auf 
den Bodenmarkt gelangen.

Eine Alternative wäre, nur für 
Neueinsteigende unvorteilhaf-
te Bedingungen für eine Hof-
übernahme zu schaffen. Würde 
man Allgemeine Direktzahlun-
gen nur Jenen gewähren, die zu 
einem in der Vergangenheit lie-
genden Stichtag bereits Betriebs-
leitende waren, die Direktzahlun-
gen jedoch nach wie vor nur bis 
zum 65. Lebensjahr zahlen, wür-
den viele potenzielle Hofnachfol-
ger wahrscheinlich einen ande-
ren Berufsweg einschlagen und 
die Flächenmobilität auf diese 
Weise durch das Freiwerden der 
Flächen nicht übernommener 
Betriebe erhöhen. Dies wäre si-
cherlich der sozialverträglichere 
Weg zur Erhöhung der Flächen-
mobilität, wirft allerdings Fra-
gen der Generationengerechtig-
keit auf.

Klar ist eines: Ohne Einschnit-
te in die derzeitige agrarpoliti-
sche Landschaft ist eine Erhö-
hung der Flächenmobilität nicht 
machbar. Gerade Interessenver-
treterinnen und -vertreter täten 
deswegen gut daran, sich bei ih-
rem Ruf nach Flächenmobilität 
in Mässigung zu üben.

Literatur 
	 Bahner T., 1995. Landwirtschaft-

liche Betriebsgestaltung nach per-
sönlichen Zielen. Agrarwirtschaft 
44 (10), 343-350.

	 Baumgartner J., 2005. Stellung-
nahme des Kantons zur Weiterent-
wicklung der Agrarpolitik 2011. 
Brief vom 18.11.2005.

	 Baur P.T., 1999. Agrarstruktur-
wandel in der Schweiz. Zürich.

	 Fleischhauer M., 1999. Boden-
preisentwicklung und Nutzungs-
wandel in der City: Das Beispiel 
Dortmund. Dortmund: Institut für 
Raumplanung.

Abb. 3. Rate des 
Strukturwandels in 
Abhängigkeit von 
Nutzenerwartungen.

Abb.4. Nur grossräu-
mige Agrarstrukturen 
können die Kosten-
nachteile der Schwei-
zer Landwirtschaft 
überwinden.

Quelle: SWISSIMAGE@Swisstopo                     Reproduziert mit Bewilligung von Swisstopo (BA081529)

Agrarlandschaft bei Echallens Agrarlandschaft bei Fregiécourt (Jura)



	 AGRARForschung469

Summary

What is land mobility all about?

Particularly farming groups often demand increased land 
mobility. This paper shows that increased land mobility can 
only be achieved under deteriorating agricultural policy con-
ditions. As for the extent of land mobility, it is unimportant 
whether this process takes place via price reductions or de-
creased direct payments. It is possible, however, to in-crease 
land mobility via deteriorating policy conditions for poten-
tial farm successors only. 
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tural policy, Switzerland

Résumé
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